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Die alten Römer sind Pio-
niere des Gleisbaus. Als 

sie Wege für ihre Wagen pflas-
terten, ließen sie sich Straßen 
mit Schienen einfallen. Auf en-
gen Bergtrassen wurden Rin-
nen in den Stein gehauen, damit 
vollbeladene Karren nicht zur 
Seite ausbrechen konnten. Nur 
ein Detail kannten Cäsars Inge-
nieure nicht: Schwellen, die mo-
derne Bahnschienen vom Aus-
einanderdriften abhalten. In den 
Anfangszeiten der Eisenbahn 
waren sie aus Holz. Ganze Bu-
chen-und Eichenwälder kamen 
unter die Räder. Später hielt 
auch Beton die Gleise zusam-
men – heute das meistverwen-
dete Material. Mitunter wird au-
ßerdem Stahl eingesetzt. 

Nur die allgegenwärtigen 
Plaste haben es in Deutsch-

land noch nicht zwischen die 
Schienen geschafft. Die Japa-
ner oder Amerikaner hingegen 
nutzen das alternative Mate-

rial bereits. In Deutschland 
will das Fraunhofer-Institut für 
Technische Chemie nun eine 
der letzten kunststofffreien Ni-
schen mit diesem Werkstoff fül-
len. Die Materialforscher haben 
aus Plastemüll und Glasfasern 
Schwellen hergestellt. Deutsche 
Züge sollen über Recycling rol-
len. Die Plaste-Bohlen halten die 
Belastungen genau so gut aus 
wie Beton oder Holz, versichern 
ihre Konstrukteure. 

Der Kunststoff soll in erster Li-
nie das Holz ablösen, aus 

dem ein Drittel der Schwel-
len heute besteht, so die Idee 
der Fraunhofer-Leute. Denn 
die schwarzen Plaste-Fabri-
kate haben einen großen Vor-

zug gegenüber dem Naturma-
terial: Sie halten fast doppelt so 
lange. Das lässt selbst die Deut-
sche Bahn aufhorchen. Plaste 
könnten in Zukunft ihren Platz im 
Schotterbett finden – auch wenn 
sie hölzerne Schwellen vielleicht 
nicht völlig verdrängen. Profes-
sor Wolfang Fengler, Experte für 
Bahnanlagen an der TU Dres-
den, sieht vor allem dort Chan-
cen, wo Gleisbauer noch heute 
lieber zur Buche als zum Be-
ton greifen: auf Rangierbahn-
höfen zum Beispiel. Beton hat 
einen Nachteil. Wenn ein Wag-
gon aus den Gleisen springt – 
was beim Rangieren schon mal 
passiert – können die Schwel-
len so beschädigt werden, dass 
sie nicht mehr zu gebrauchen 

sind. Holz und Plaste hingegen 
macht das wenig aus, sie sind 
schlagfest. Auch auf Stahlbrü-
cken würde Kunststoff gut lie-
gen – er ist viel leichter als Be-
ton und elastischer. Und über 
Plasteschwellen ratternde Züge 
machen weniger Krach. 

Auf der freien Strecke aber 
dürfte es das neue Material 

schwer haben gegen die Kon-
kurrenz, besonders die vorherr-
schende massive. Betonschwel-
len leben etwa genauso lange 
wie Plaste und punkten mit dem 
Preis: Sie sind billig, billiger als 
Holz. Eine Schwelle aus Sand 
und Zement kostet weniger als 
100 Euro. Welche Rolle Kunst-
stoff künftig spielt, wird vor allem 

eine Preisfrage sein. Die ist of-
fen. Das Fraunhofer-Institut ver-
rät nichts darüber. Als nächstes 
wird das Bundeseisenbahnamt 
über die Zulassung entscheiden. 
Dann muss sich der Kunststoff 
auf einer Teststrecke bewähren. 
Es ist sind einige Stationen zu 
bewältigen bis ins Gleisbett. 

Einen Sympathiepunkt haben 
die Plaste-Konstrukte schon: 

Sie bestehen aus Abfällen, die 
sonst kaum für etwas zu gebrau-
chen sind. Es ist ein viel ange-
nehmerer Gedanke, über ein 
bisschen Gelben Sack zu rollen, 
als über schöne, alte Buchen.

Fragen und Meinungen zu 
Nachgeforscht an: cvd@moz.de

Gelber Sack fürs GleisbettNachgeforscht
Neues aus 

Wissenschaft und Technik 

Rangierbahnhof in München: Kunststoffschwellen könnten hier 
eine Alternative zu Beton- oder Holzbohlen sein. Foto: dpa

INA MATTHES

Juba (AFP) An diesem Sonn-
abend wird der Sudan, das 
größte Land Afrikas, geteilt: 
Der Süden spaltet sich nach 
jahrzehntelangem Bürgerkrieg 
ab und bildet einen eigenen 
Staat – mit jeder Menge Pro-
blemen.

Nyanath Kier wiegt ihr Neugebo-
renes in den Armen. Der Säug-
ling ist nur wenige Tage vor der 
Geburt einer neuen Nation zur 
Welt gekommen – dem Südsu-
dan, der nun der 54. souveräne 
Staat des afrikanischen Kon-
tinents wird. Das Kind wird in 
einem Teil des Sudans aufwach-
sen, der von jahrzehntelangem 
Krieg verwüstet ist und vor ei-
ner ungewissen Zukunft steht. 
Das zwar ölreiche, aber verarmte 
Land wird sich in eine wenig 
beneidenswerte Liste von Staa-
ten wie Afghanistan oder Soma-
lia einreihen, die im Sozial- und 
Gesundheitswesen weltweit am 
unteren Ende rangieren.

„Der Südsudan hat die höchste 
Müttersterblichkeitsrate der 
Welt“, sagt der Arzt Alexander 
Dimiti vom Bevölkerungsfonds 
der Vereinten Nationen. Doch 
das Gesundheitswesen ist nur 
einer von vielen Bereichen, 
bei denen der 
neue Staat vor 
enormen He-
rausforderun-
gen steht: Po-
litiker und 
Sicherheits-
kräfte müssen 
Verantwortung übernehmen, 
Schulwesen und Infrastruk-
tur müssen aufgebaut werden. 
„Wir haben enorme Erwartun-
gen, aber auch riesige Herausfor-
derungen zu bewältigen“, sagt 
der Leiter des UN-Entwicklungs-
programms im Südsudan, Joe 
Feeney.

Millionen Südsudanesen wer-
den an diesem Sonnabend ge-
meinsam mit afrikanischen 
Staats- und Regierungschefs, 
Vertretern aus dem Ausland 
und dem UN-Generalsekretär 

Ban Ki Moon die Gründung ih-
res Staates begleiten – eine 
Staatsgründung, die vielen 
noch vor einigen Mona-
ten unwahrscheinlich er-
schien. „Es ist etwas, 
worauf die Men-
schen seit Jah-
ren gewar-
tet haben“, 
sagt Regie-
rungsspre-
cher Man-
gar Gordon 
Marial. Auf 
dem Pro-
g r a m m 
am Mau-
s o l e u m 
des verstor-
benen Re-
bellenführers 
John Garang in 
Juba stehen Mi-
litärparaden, traditio-
neller Tanz, das Hissen 
der südsudanesischen Flagge 
und das Unterzeichnen der vor-
läufigen Verfassung.

Zwischen 1955 und 2005 führ-
ten die Rebellen aus dem Sü-
den zwei Kriege um ihre Un-
abhängigkeit gegen den Norden. 
Der Konflikt verwüstete das 
Land, kostete Millionen Men-

schen das Le-
ben und führte 
zu einem tiefen 
beiderseitigen 
Misstrauen. 
Der Friedens-
vertrag von 
2005 schlug ein 

neues Kapitel in der Geschichte 
des Landes auf und ebnete den 
Weg für das im Januar dieses 
Jahres abgehaltene Referen-
dum zur Unabhängigkeit des 
Südens. Mit 99 Prozent votier-
ten die Südsudanesen für ihren 
eigenen Staat. 

„Das wird ein historischer An-
lass für unser ganzes Volk, das 
diesen langen und schwierigen 
Weg in Richtung der Geburt die-
ser Nation gegangen ist“, erklärt 
Informationsminister Barnaba 
Marial Benjamin. Sudans Prä-

sident Omar el Baschir hatte er-
klärt, den Ausgang des Referen-
dums zur Unabhängigkeit des 
Südens akzeptieren zu wollen. 
In Juba will er an den Feierlich-
keiten der Staatsgründung teil-

n e h -
men. Doch 

erst vergangene Woche rief Ba-
schir seine Truppen zu Kämpfen 
in der umstrittenen Grenzregion 
Süd-Kordofan auf, bis das Gebiet 
„von Rebellen gesäubert“ sei. 

Bei den Kämpfen sollen mehr 
als 1800 Menschen ums Le-
ben gekommen sein – so viele 
wie seit Ende des Krieges vor 
sechs Jahren nicht mehr. Viele 
glauben, dass das Schlimmste 
noch bevorsteht. Der Bundes-
tag hat deshalb grünes Licht 
für die Beteiligung von bis zu 
50 Bundeswehrsoldaten an ei-
ner neuen UN-Sicherheitsmis-
sion gegeben. 

THEMA
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Südsudan erlangt die Unabhängigkeit / Aber viele befürchten, dass das Schlimmste noch bevorsteht

Das 193. UNO-Mitglied

Der Südsudan hat etwa acht Mil-
lionen Einwohner. Mit 619 745 
Quadratkilometern ist er etwa so 
groß wie Spanien und Portugal 
zusammen. Die Hauptstadt Juba 
liegt im Süden des Landes. Nach 
der Abspaltung wird der Sudan 
um etwa ein Viertel seiner Flä-
che kleiner und nur noch dritt-
größter Staat Afrikas sein. 

Anders als im islamisch-ara-
bisch geprägten Norden gehö-
ren die Südsudanesen vor allem 
dem Christentum und alten afri-
kanischen Religionen an. Regie-
rung und Verwaltung des Südsu-
dans werden überwiegend von 
ehemaligen Rebellen gestellt. 
Präsident wird Salva Kiir, der 
bereits dem Südsudan als teil-

autonomer Region vorstand und 
bis zur Spaltung Vizepräsident 
des Gesamtsudans war.

Im Süden und dem Grenz-
gebiet befinden sich große Öl-
vorkommen, die 2008 rund zwei 
Drittel der Staatseinnahmen des 
Sudans ausmachten. Noch ist 
nicht abschließend geklärt, 
wie Ausbeutung und Einkom-
men zwischen Sudan und Süd-
sudan aufgeteilt werden. Sudans 
Machthaber Omar el Baschir hat 
für den Fall eines Scheiterns mit 
einer Blockade der Leitungen in 
die Raffinerien des Nordens ge-
droht. Auf diese ist der Südsu-
dan angewiesen.

Ebenso strittig ist die Zugehö-
rigkeit der ölreichen Grenzregion 

Abyei. Geografisch gehört die 
Gegend zum Norden, die Be-
völkerung ist jedoch vornehm-
lich schwarzafrikanisch wie im 
Süden. Beide Teile erheben An-
spruch auf Abyei. Ein vereinbar-
tes Referendum, bei dem die Be-
völkerung entscheiden soll, ob 
sie zum Norden oder zum Sü-
den gehören will, hat bislang 
nicht stattgefunden.

Im Südsudan gibt es kaum In-
frastruktur und eine rudimen-
täre Verwaltung. Wie im Norden 
lebt die überwiegend arme Be-
völkerung von Landwirtschaft, 
internationaler Hilfe und Gele-
genheitsjobs. Nur 70 Prozent der 
über 15-Jährigen können lesen 
und schreiben.  (MOZ)

Kaum Infrastruktur, eine rudimentäre Verwaltung und Streit ums Öl

Armes Land

Vorfreude: Menschen in der südsudanesischen Hauptstadt Juba 
schwenken Fähnchen ihres neuen Staates. Foto: AFP/UNMIS

CCS ist tot. Aber nur vor-
läufig und nur in Deutsch-

land. Die Braunkohleverstro-
mung dagegen lebt. Auch und 
gerade in Brandenburg. Und 
noch auf Jahre. Denn das ra-
sante Tempo, mit dem die Bun-
desregierung ihre alten Ener-
gie-Überzeugungen mitsamt 
der ganzen Atomkraft auf den 
Müll geworfen hat, erlaubt es 
aus Gründen der Versorgungs-
sicherheit nicht, noch eine 
Stromerzeugungsart, die un-
abhängig von den Launen des 
Wetters zur Verfügung steht, 
holterdiepolter vom Netz zu 
nehmen.

Klar ist damit ebenfalls, dass 
Brandenburg zumindest im 

innerdeutschen Vergleich trotz 
all der Windräder und Solar-
anlagen in den nächsten Jah-
ren ein Klimasünder bleibt. 
Denn noch steht nicht genü-
gend erneuerbare Energie zur 
Verfügung, noch wird mit Spei-
chermöglichkeiten für Öko-
Strom nur experimentiert, noch 
ist der Netzausbau nur Ankün-
digung. Und die viel beschwo-
renen Gaskraftwerke, die zwar 
auch einen fossilen Energieträ-
ger verbrennen, aber trotzdem 
vergleichsweise klimafreund-
lich und zudem perfekt ge-
eignet für den Ausgleich von 
Schwankungen im Energie-
angebot sind, haben bei den 
derzeitigen Rahmenbedingun-
gen kaum eine Chancen – sie 
rentieren sich bisher nicht.

Auf mittlere Sicht aber kann 
sich das Bild ändern. Wenn 

sich die erneuerbare Energie 

tatsächlich schnell so ent-
wickelt, wie das die Optimis-
ten hoffen. Und erst dann stellt 
sich ernsthaft die Frage, was 
aus der Braunkohle werden 
soll. Wer Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze in der Lausitz mit 
Kohle verknüpft, kommt nicht 
darum herum, eine wie auch 
immer geartete CCS-Lösung 
zu akzeptieren. Die dann aber 
wohl nicht in Deutschland, son-
dern in einem anderen Land zu 
Ende entwickelt würde, denn 
das geplante Demonstrations-
Kraftwerk dürfte es wegen der 
jetzt durch das CCS-Gesetz 
entstandenen Lage nicht ge-
ben. So wird Brandenburg die 
Technik importieren müssen, 
während das eingefangene 
Kohlendioxid in den Export 
geht. In Deutschland ist die un-
terirdische Speicherung nicht 
durchsetzbar – vielleicht aber 
bringen Pipelines das CO2 aus 
der Lausitz dann in Speicher 
unter der Nordsee oder in rus-
sische Weiten.

In gut zehn Jahren steht die 
Entscheidung über den Bau 

neuer Kraftwerksblöcke in
Jänschwalde an. Dann dürfte 
sich viel besser als heute ab-
sehen lassen, wie sich die 
Öko-Energie entwickelt, wie 
das Netz aussieht, ob es eine 
funktionierende CCS-Technolo-
gie gibt – und was das alles 
kostet. Dann kann man eine auf 
Fakten gestützte Entscheidung 
treffen. Die auch lauten kann, 
aus der Braunkohle auszustei-
gen. Wenn man gleichzeitig der 
Lausitz eine Perspektive für die
Zeit nach der Kohle eröffnet.

HAJO ZENKER

Die Zukunft der 
Braunkohle nach 
der Energiewende

Schlag ins Gesicht

Gern und oft würdigen Ver-
treter der Landesregie-

rung in Sonntagsreden bürger-
schaftliches Engagement und 
Gemeinsinn. Sie rufen die Bran-
denburger dazu auf, sich noch 
mehr einzubringen, das Land 
mitzugestalten. Doch wer das 
dann tut, kann mitunter böse 
Überraschungen erleben, wie 
derzeit zahlreiche Elterninitia-
tiven, die Schulen gegründet 
haben und nun vom Land aus-
gebremst werden.

Es ist der nachvollziehbare 
Wunsch, es besser zu ma-

chen als der Staat, der diese 
Eltern und auch andere pri-
vate Träger antreibt. Das oft 
schlechte Abschneiden mär-
kischer Schüler bei den Pisa-
Tests gibt ihnen recht. Sie ha-
ben bei ihrem Unterfangen die 
Verfassung hinter sich, sind 
aber davon abhängig, dass die 

jeweilige Landesregierung ei-
nen angemessenen Finanzie-
rungszuschuss leistet.

In den vergangenen Jahren 
funktionierte das gut. Die Zahl 

der freien Schulen im Land stieg 
von 43 im Jahr 2000 auf aktuell 
127. Auch auf dem Land gab 
es Neugründungen, oft als Re-
aktion auf die Schließung staat-
licher Schulen. Es sind keine 
wohlhabenden, sondern ganz 
normale Leute, die dort mit viel 
Engagement etwas aufgebaut 
haben. Und die Schulgeld zah-
len, weil das Land lediglich 65 
Prozent der Kosten trägt.

Dass die Landesregierung 
nun den Status quo aufkün-

digt, ist nicht nur für die Betrof-
fenen ein Schlag ins Gesicht. 
Es ist auch ein Rückschritt für 
Brandenburgs Bildungsland-
schaft. MATHIAS HAUSDING


